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Versagen 
in Zahlen

„Zustrom von Billigst-Arbeitskräften“ 

CDU gegen Dutschke-Straße

Zwei Monate danach

Die EVP-
Fraktion be-
grüßt die 
A u f n a h m e 
R u m ä n i e n s 
und Bulgari-
ens in die EU. 
Jedoch muss 
eine solche 

Erweiterung sorgfältig 
vorbereitet werden. 
Dies ignoriert die rot-
grüne Bundesregierung 
vollständig, indem sie ein 
übereiltes Aufnahmever-
fahren mitträgt und den 
sich abzeichnenden Pro-
blemen noch zusätzlichen 
Nährboden bereitet.
Bereits der für das Jahr 
2007 geplante EU-Beitritt 
Rumäniens und Bulgari-
ens an sich ist viel zu früh. 
Beide Aufnahmekandida-
ten werden angesichts der 
massiven rechtsstaatli-
chen wie wirtschaftlichen 
Defizite nicht wirklich bei-
trittsfähig sein. Und auch 
die EU selbst wird 2007 
noch keine neue Erwei-
terungsrunde verkraften. 

Unverantwortlich ist vor 
diesem Hintergrund, dass 

die Beitrittsverträge mit 
Rumänien und Bulgarien 
darüber hinaus erhebliche 
Gefahren für den deut-
schen Arbeitsmarkt enthal-
ten. Grund ist die schlechte 
Verhandlungsführung der 
Bundesregierung. Öster-

reich hat beispielsweise in 
der Frage der Dienstleis-

tungsfreiheit Ausnahme-
regelungen zum Schutz 
der heimischen Wirtschaft 
und Arbeitnehmer durch-
gesetzt.
Die Bundesregierung da-
gegen hat hierauf verzich-
tet. Stattdessen heißt es 

Ingo Schmitt, 
MdEP

in den Beitrittsverträgen 
wörtlich: „Wir begrüßen 
es, wenn bulgarische und 
rumänische Arbeiter zu 
uns kommen. … Deutsch-
land wird sich verstärkt 
bemühen, rumänischen 
und bulgarischen Staats-
angehörigen Zugang zum 
deutschen Arbeitsmarkt 
zu gewähren.“
Rot-Grün schadet mit die-
ser Politik einmal mehr 
den Arbeitsuchenden. 
Werden die Verträge in 
der jetzt vorliegenden 
Fassung verabschiedet, 
wird die Folge ein Zu-
strom von Billigst-Arbeits-
kräften nach Deutschland 
sein. Angesichts von fünf 
Millionen Arbeitslosen ist 
dies unakzeptabel. Daher 
fordern die Deutschen 
Abgeordneten der EVP-
Fraktion, auf bilateralem 
Weg geeignete Über-
gangsfristen zu vereinba-
ren, um Lohndumping zu 
verhindern und den Ver-
lust von Arbeitsplätzen zu 
vermeiden.

Auf Initiative der „Tages-
zeitung“ (TAZ) hat die PDS 
in der Bezirksverordneten-
versammlung des Bezirks 
Friedrichshain-Kreuzberg 
beantragt, die Kochstraße 
in „Rudi-Dutschke-Stra-
ße“ umzubenennen. Wer 
war Rudi Dutschke? 
Historiker und Publizisten 
sind sich darin einig, dass 
Dutschke Gewalt und be-
waffneten Kampf gegen 
den Staat und demokrati-
sche Einrichtungen befür-
wortete. Er war Begründer 
des Konzepts der Stadtgue-

rilla 1969. Er wollte geneh-
migte Demonstrationen in 
die Illegalität überführen 
und war für Sabotageakte. 
Anlässlich des Schah–Be-
suches 1968 plante er die 
Sprengung der Sendetürme 
des AFN. Er versteckte Dy-
namitstangen in dem Kin-
derwagen seines erst we-
nige Monate alten Sohnes 
Hosea-She, setzte das Kind 
darauf und beförderte das 
Dynamit so zu einem kon-
spirativen Treff. Und nun 
meinen PDS und Grüne, 
dass sich Dutschke um das 

demokratische Gemein-
wesen in herausragendem 
Maße verdient gemacht 
hat, wie es die gesetzlichen 
Vorschriften zur Umben-
ennung von Straßen erfor-
dern. Die CDU Friedrichs-
hain-Kreuzberg fordert, 
diese Umbenennungspos-
se ganz schnell zu beenden 
und veranstaltete hierzu 
eine Unterschriftenaktion 
sowie Bürgertreffs. Anfang 
Januar beteiligten sich an 
der Umfrage-Aktion ge-
gen die Umbenennung der 
Kochstraße in Rudi-Dutsch-

Zahlen lügen nicht. Rot-
Grün hat das Land abge-
wirtschaftet. Die folgen-
den Statistiken sind nur 
eine kleine Auswahl, wie 
falsche politische Ent-
scheidungen Deutsch-
land auf die Verlierer-
Straße gebracht haben 
(alle Grafiken CSU.de) :
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Anzeige

Auch mehr als zwei Mona-
te nach der Regierungser-
klärung von Bundeskanzler 
Schröder zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit hat 
sich die Koalition auf kei-
ne konkreten Maßnahmen 
verständigen können. Die 
Bundesregierung habe 
„offenbar weder den Wil-
len noch die Kraft noch 
Ideen, das entscheidende 

ke-Straße fast 900 Anwoh-
ner, Gewerbetreibende 
und Selbständige per Brief, 
Telefon, Fax oder e-mail  
und stimmten gegen die 
Umbenennung. Dies hatte  
PDS, Grüne, FDP und SPD 
dermaßen beeindruckt, 
dass sie ihren Antrag zur 
Umbenennung am 27. Ja-
nuar in der Bezirksverord-
netenversammlung zurück-
zogen. Jetzt wurde aber ein 
neuer Antrag gestellt, der 
eine Teilumbenennung der 
Kochstraße vorsieht.

Problem unserer Zeit, 
die Massenarbeitslo-
sigkeit, zu bekämpfen“, 
sagte CDU-Generalsek-
retär Volker Kauder am 
Mittwoch in Berlin. In 
ihrem aktuellen Monats-
bericht äußere selbst die 
Bundesbank „erhebliche 
Zweifel am Reformwil-
len“ der rot-grünen Koa-
lition.


